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PRESSEMITTEILUNG zur Gemeindeversammlung, 
Gemeinde-Urnenabstimmung und den eidgenössischen 
Abstimmungen 
 
SVP Uetendorf für das Budget 2021 und gegen die Verschiebung 
der Gemeindewahlen 2023 

Der Vorstand der SVP Uetendorf hat beschlossen, aufgrund der COVID-19-
Einschränkungen von Bund und Kanton auf die Parteiversammlung vom 
16.11.2020 zu verzichten.  

An der Vorstandssitzung wurden dennoch die Geschäfte der Gemeindeversammlung 
Uetendorf und der beiden anstehenden Volksbefragungen Gemeinden-Urnenabstimmung 
und der eidgenössischen Abstimmungen vom 29.11.2020 diskutiert und Parolen gefasst. 

Gemeindeversammlung vom 16.11.2020 

JA zu Budget 2021 und den beiden Investitionskrediten 

Das Budget ist trotz den erwarteten Steuerertrags-Ausfällen infolge COVID-19 ausgeglichen. 

So können die Steuersätze gleich belassen werden. Die beiden Investitionskredite betreffen 

die Erneuerung von Ab-/Wasserleitungen, die im Rahmen des gleichzeitig stattfindenden 

Aushubs für die Fernwärmeleitung gemacht werden. Die Notwendigkeit der Erneuerung des 

Kanalisationssystems und die Synergien-Nutzung sind nachvollziehbar. 

Gemeinde-Urnenabstimmung vom 29.11.2020 

NEIN zur Initiative "„Verschiebung der Gemeindewahlen 2023 um ein Jahr“ 

Die Gemeindewahlen wurden erst 2015 mit den NR Wahlen zusammengelegt. Der Effekt in 

den letzten beiden Wahlen war eine höhere Stimmbeteiligung (über 50% statt ca 30%), 

weniger ungültige Stimmabgaben, Einsparungen in der Grössenordnung von CHF 10'000. 

Diese Gründe überwiegen die Argumentation der Initianten, dass durch die 

Zusammenlegung die Gemeindewahlen in den Schatten der eidgenössischen Wahlen 

gestellt werden.  

Eidgenössische Abstimmungen vom 29.11.2020 

NEIN zu den Initiativen «Für verantwortungsvolle Unternehmen – zum Schutz von 

Mensch und Umwelt» und «Für ein Verbot der Finanzierung von 

Kriegsmaterialproduzenten» 

Die beiden Initiativen gefährden insbesondere die Wirtschaft, die Arbeitsplätze und die 

Steuereinnahmen.  


